Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2970 


Der Bundesminister für Verkehr 

W 5/10.00.12/2 BK 71 


Sachgebiet 94 


Bonn, den 13. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Finanzierung der Bauarbeiten an der Großschiffahrts- 
straße Rhein-Main-Donau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Stücklen, Dr. Jobst, 
Schedl, Dr. Aigner und Genossen 
— Drucksache VI/2878 — 


Die Anfrage wird im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen wie folgt beantwortet; 


1. Ist es richtig, daß die Bundesregierung Überlegungen anstellt, 
die von ihr für den Bau des Kanals bereitzustellenden Mittel 
erheblich zu kürzen? 


Die Bundesregierung stellt z. Z. keine Überlegungen an, die für 
den Bau der Großschiffahrtsstraße Rhein-Main-Donau bereit- 
zustellenden Mittel erheblich zu kürzen. Geht man von den 
zwischen den Vertragsparteien abgestimmten Finanzierungs-' 
Programmen aus, so ergibt sich sogar ein geringfügiges Mehr 
an Mitteln, die der Bund zur Verfügung zu stellen beabsichtigt. 

Die Bundesregierung ist weiterhin bemüht, ihre Beiträge zu den 
Bauvorhaben der Rhein-Main-Donau AG im Rahmen der ihr 
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zu leisten. 

Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, daß auch die Mehr- 
kosten der Nordstrecke abgedeckt werden müssen und für die 
Südstrecke neben den Vorarbeiten bislang nur geringe Bau- 
leistungen erbracht worden sind. 

Die Vertragsparteien waren bei Abschluß des Duisburger Ver- 
trages vom 16. September 1966 davon ausgegangen, daß der 
Bau der Südstrecke ab Nürnberg nach der damals für das Jahr 
1969 vorgesehenen Fertigstellung der Nordstrecke begonnen 
werden sollte. Obwohl die Nordstrecke erst im Jahre 1972 
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ferliggestellt werden kann, hat der Bund bereits Mittel für die 
Südslrecke bereitgestellt, und zwar bis Ende 1971 etwa 30 Mil- 
lionen DM. 

Die eingetretene zeitliche Verschiebung und die bis jetzt schon 
übersehbaren Mehrkosten zwingen zu einer entsprechenden 
Anpassung des Finanzierungs- und Bauzeitplans. Die Verhand- 
lungen mit dem Freistaat Bayern werden z. Z. vorbereitet. 
Informationsgespräche haben bereits stattgefunden. 

Die Bundesregierung wird sich weiterhin bemühen, daß die 
Bauarbeiten auf der Strecke Nürnberg- — Straubing so zügig an- 
laufen und durchgeführt werden, daß ein vertretbarer Fertig- 
stellungslermin erreicht wird. 

Nach den obigen Ausführungen erübrigt sich die Beantwortung 
der nachstehenden Fragen 2 bis 5. 


2. Falls dies zutrifft, welche Gründe haben sie dazu veranlaßt? 

3. In welchen Größenordnringen würde sich die Kürzung bewegen? 

4. Wie lange würde sich im Falle einer Kürzung der Mittel die 
Fertigstellung des Kanals verzögern? 

5. Wie würde die Bundesregierung die Nachteile, die durch eine 
Verzögerung insbesondere der mittelbayerischen Wirtschaft 
entstehen würden, ausgleichen? 


Leber 
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